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Verbraucherinformation 
 

Informationen zum Dienstleistungsvertrag (Mandatsvertrag) mit Rechtsanwalt beim 
Bundesgerichtshof Dr. Wendt Nassall 

 
Verbraucher im Sinne dieser Information sind meine Auftraggeberinnen/Auftraggeber. 

 
1. Identitätsangaben 
 
Rechtsanwalt beim Bundesgerichtshof Dr. Wendt Nassall, kanzleiansässig Helmholtzstr. 2, 76133 
Karlsruhe, Telefon 0721/893360, Telefax 0721/8933620, info@ra-nassall.de. 
 
2. Eigenschaften der Dienstleistung 
 
Gegenstand der Dienstleistung ist die Vertretung im Verfahren der  
 
□ Nichtzulassungsbeschwerde mit etwa sich anschließender Revision 
□ Revision 
□ Rechtsbeschwerde 
□ Sprungrevision mit etwa sich anschließender Revision 
 
vor dem Bundesgerichtshof. 
 
Ist der Verbraucher Rechtsmittelführer, umfasst die Dienstleistung die Rechtsmitteleinlegung, die 
Prüfung der Erfolgsaussichten des Rechtsmittels, bei positivem Ergebnis der Erfolgsaussichtenprüfung 
die Anfertigung und Einreichung der Rechtsmittelbegründung, bei negativem Ergebnis der 
Erfolgsaussichtenprüfung oder bei anderweitiger Erledigung des Rechtsstreits die Rücknahme des 
Rechtsmittels, ferner die Vertretung in einer etwaigen mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesgerichtshof und, sofern gewünscht, Verhandlungen mit der Gegenseite. 
 
Ist der Verbraucher Rechtsmittelgegner, umfasst die Dienstleistung den Zurückweisungsantrag, die 
Begutachtung der Erfolgsaussichten des gegnerischen Rechtsmittels und die Fertigung und Einreichung 
der Rechtsmittelerwiderung, ferner die Vertretung in einer etwaigen mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesgerichtshof und, sofern gewünscht, Verhandlungen mit der Gegenseite. 
 
Hat die Vorinstanz das Rechtsmittel zum Bundesgerichtshof nicht zugelassen – wie bei der 
Nichtzulassungsbeschwerde stets und bei den meisten Rechtsbeschwerden -, setzt der Erfolg des 
Rechtsmittels als Erstes voraus, dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder die Fortbildung 
des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs erfordert (§§ 543 Abs. 2 Satz 1, 574 Abs. 2 ZPO). Diese Voraussetzung sieht der 
Bundesgerichtshof nur selten als gegeben an; die statistische Erfolgsquote der Rechtsmittel, die nicht 
von der Vorinstanz zugelassen sind, ist deshalb gering. Im Übrigen bildet das Verfahren vor dem 
Bundesgerichtshof keine neue Tatsacheninstanz; der Bundesgerichtshof ist an die 
Tatsachenfeststellungen der Vorinstanz gebunden, es sei denn, dass in Bezug auf diese ein zulässiger 
und begründeter Rechtsmittelangriff erhoben ist. Im Rechtsmittelverfahren vor dem Bundesgerichtshof 
findet eine Überprüfung der vorinstanzlichen Entscheidung also nur in materiell-rechtlicher und 
verfahrensrechtlicher Hinsicht statt. 
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3. Gesamtpreis der Dienstleistungen 
 
Ich berechne meine Dienstleistungen nach dem RVG. Danach fallen an – nachfolgend angeführt sind 
nur die wichtigsten Fallgruppen -: 
 
- im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde und der Revision insgesamt eine 2,3-

Verfahrensgebühr und im Falle der mündlichen Verhandlung eine 1,5-Terminsgebühr, 
 
- im Verfahren der Rechtsbeschwerde in Familiensachen eine 2,3-Verfahrensgebühr und im Falle der 

mündlichen Verhandlung eine 1,5-Terminsgebühr, 
 
- im Verfahren der Rechtsbeschwerde gegen die Verwerfung eines Rechtsmittels als unzulässig, in 

Zwangsvollstreckungs- und in Insolvenzsachen eine 1,0-Verfahrensgebühr, 
 
Bei einer Mehrheit von Auftraggebern erhöht sich die jeweilige Verfahrensgebühr um 0,3 pro weiteren 
Auftraggeber, maximal um 2,0 Gebühren. 
 
Die Gebührenhöhe richtet sich nach der Gebührentabelle nach Anlage 2 zu § 13 Abs. 1 Satz 3 RVG und 
nach dem vom Bundesgerichtshof festgesetzten Gegenstandswert; diese Wertfestsetzung erfolgt 
regelmäßig erst am Ende des Verfahrens; sie entspricht meist, aber nicht immer der der Vorinstanz. Zur  
Orientierung anhand der dem Verbraucher bei Mandatserteilung meist bekannten Wertfestsetzung der 
Vorinstanz sei auf die bereits erwähnte RVG-Gebührentabelle nach Anlage 2 zu § 13 Abs. 1 Satz 3 RVG 
verwiesen: 
  
 

Gegenstands- 
wert bis … € 

Gebühr… € Gegenstands- 
wert bis … € 

Gebühr… € 

500 51,50 50 000 1 357,00 
1 000 93,00 65 000 1 456,50 
1 500 134,50 80 000 1 556,00 
2 000 176,00 95 000 1 655,50 
3 000 235,50 110 000 1 755,00 
4 000 295,00 125 000 1 854,50 
5 000 354,50 140 000 1 954,00 
6 000 414,00 155 000 2 053,50 
7 000 473,50 170 000 2 153,00 
8 000 533,00 185 000 2 252,50 
9 000 592,50 200 000 2 352,00 
10 000 652,00 230 000 2 492,00 
13 000 707,00 260 000 2 632,00 
16 000 762,00 290 000 2 772,00 
19 000 817,00 320 000 2 912,00 
22 000 872,00 350 000 3 052,00 
25 000 927,00 380 000 3 192,00 
30 000 1 013,00 410 000 3 332,00 
35 000 1 099,00 440 000 3 472,00 
40 000 1 185,00 470 000 3 612,00 
45 000 1 271,00 500 000 3 752,00 

 
Bei Gegenstandswerten über 500.000 € erhöht sich die Gebühr für jeden angefangenen Betrag von 
weiteren 50.000 € um 175 €. 
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Die in der Tabelle ausgewiesenen Gebührenbeträge einschließlich der 175 € pro angefangener 50.000 € 
bei Gegenstandswerten über 500.000 € entsprechen der 1,0 Gebühr (ohne Auslagenpauschale und 
Umsatzsteuer). Zur Errechnung der 0,3 Erhöhungsgebühr, der 1,5-Terminsgebühr und der 2,3-
Verfahrensgebühr sind die Betrage mit den genannten Faktoren (also 0,3; 1,5; 2,3) zu multiplizieren. 
 
Zu den Gebühren hinzu kommen die Auslagenpauschale von 20,00 € und bei im Inland ansässigen 
Verbrauchern zudem auf Gebühren und Pauschale noch die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen 
Höhe. 
 
4. Zahlungsbedingungen 
 
Die Verfahrensgebühr stelle ich nach Erhalt der Eingangsbestätigung des Bundesgerichtshofs bzw. bei 
einem Erwiderungsmandat nach Erhalt der Gerichtsakte in Rechnung, die Terminsgebühr nach Erhalt 
der Terminsladung des Bundesgerichtshofs. Beide Gebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach 
Rechnungserhalt auszugleichen. Die Prüfung der Erfolgsaussichten und gegebenenfalls die Begründung 
des Rechtsmittels sowie die Fertigung des Gutachtens und der Rechtsmittelerwiderung beim 
Erwiderungsmandat mache ich vom vorherigen Ausgleich der Rechnung über die Verfahrensgebühr, 
die Terminswahrnehmung vom vorherigen Ausgleich der Terminsgebühr abhängig. Liegt mir die 
Deckungszusage des Rechtschutzversicherers des Verbrauchers vor, rechne ich gegenüber dem 
Rechtschutzversicherer ab. 
 
5. Mandatsbeendigung 

 
Der Mandatsvertrag mit mir endet mit dem Abschluss des Rechtsmittelverfahrens vor dem 
Bundesgerichtshof, sofern er nicht vorher gekündigt wird. Eine Kündigung ist gemäß § 627 BGB für 
beide Vertragsparteien auch ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes jederzeit möglich; ich darf jedoch 
nur in der Art kündigen, dass sich der Verbraucher die Dienste anderweit beschaffen kann, es sei denn, 
dass ein wichtiger Grund für die unzeitige Kündigung vorliegt. Im Falle einer Mandatsbeendigung 
wegen Differenzen über die Erfolgsaussichten des Rechtsmittels verliere ich meinen 
Vergütungsanspruch nicht, wenn ich nach inhaltlich zutreffender Rechtsprüfung die Begründung des 
Rechtsmittels mangels Erfolgsaussicht abgelehnt habe (BGH, Urteil vom 16.02.2017 – IX ZR 165/16 = 
NJW 2017, 3376, 3377). 
 
Der Verbraucher bestätigt den Erhalt dieser Verbraucherinformation. 
 
 
 
……………………………….., den…………………………………. 
 
 
 
…………………………………………………………………………… 
Verbraucher  


	Hinweise zur Datenverarbeitung



